
Bekanntmachung der Stadt Oberhausen

Im Zuge der ökologischen Verbesserung des Läppkes
Mühlenbach ist die getrennte Ableitung von Bachwasser
und Schmutzwasser notwendig. Neben der Bachtrasse
wird daher ein Abwasserkanal gebaut. Im Rahmen die-
ser Baumaßnahme ist aus bautechnischen Gründen
eine Grundwasserentnahme und Einleitung in den Bach
erforderlich.

Die Bautätigkeiten werden voraussichtlich im August
2016 beginnen und im Oktober 2017 enden.

Gemäß § 3 c des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) hat die Genehmigungsbehörde zu
prüfen, ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzu-
führen ist. Die an die Entscheidung anzulegenden Kri-
terien sind in Anlage 2 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in Nordrhein-Westfalen (UVPG
NRW) aufgeführt.

Diese Prüfung anhand der vorgelegten Antragsunter-
lagen und eigener Ermittlungen hat ergeben, dass keine
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt
zu erwarten sind.

Für das Vorhaben besteht daher keine Verpflichtung zur
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach
den Vorschriften des UVPG NRW. Diese Feststellung ist
gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar.

Die gemäß § 3 a UVPG erforderliche Information der
Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.

Oberhausen, 20.07.2016

Stadt Oberhausen
Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Motschull

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachungsanordnung des Ober-
bürgermeisters über die Satzung zur Ver-
längerung der Veränderungssperre Nr. 154
für einen Teilbereich des Bebauungspla-
nes Nr. 707 - Gewerkschaftsstraße / Düp-
pelstraße - vom 15.07.2016

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 04.07.2016
folgende Satzung beschlossen:

Satzung
über die Verlängerung der Veränderungssperre 
Nr. 154

Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 17 Abs. 1 Satz 3 und
16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
20.11.2014 (BGBl. I, S. 1748), in Verbindung mit § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994

(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 25.06.2015 (GV.NRW.2015, S. 496), in sei-
ner Sitzung am 04.07.2016 folgende Satzung beschlossen:

Einziger Paragraph

Die Geltungsdauer der Veränderungssperre Nr. 154 vom
24.06.2015 wird um ein Jahr verlängert.

Die Veränderungssperre tritt somit unter Abweichung des
§ 4 der Satzung vom 24.06.2015 spätestens am
20.08.2017 außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Erklärung

Die Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 154, ausgefertigt durch den Oberbürgermeis-
ter am 15.07.2016, wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Mit der Bekanntmachung tritt die Satzung über die
Verlängerung der Veränderungssperre Nr. 154 in Kraft.
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Hinweise

1. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes hin-
gewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt
Oberhausen unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach §
214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.

2. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GONW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV.NRW.2015,
S. 496), kann eine Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der GONW gegen Satzungen, son-
stige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutz-
ungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es
sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

3. § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie folgt:

„Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre
über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zu-
rückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 hin-
aus, so ist den Betroffenen für dadurch entstandene
Vermögensnachteile eine angemessene Entschädi-
gung in Geld zu leisten."

Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf hin-
gewiesen, dass der Entschädigungsberechtigte Ent-
schädigung verlangen kann, wenn die in § 18 Abs. 1
Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei der Stadt Ober-
hausen beantragt.

Übereinstimmungsbestätigung / Bekannt-
machungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 Be-
kanntmachungsverordnung (BekanntmVO)

Der Wortlaut der öffentlichen Bekanntmachung über die
Satzung zur Verlängerung der Veränderungssperre Nr.
154 stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 04.07.2016
überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 Be-
kanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom
26.08.1999, zuletzt geändert durch VO vom 13.05.2014,
verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 

Oberhausen, 15.07.2016

Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung einer Satzung über den
Erlass einer Veränderungssperre (Nr. 159)
für einen Teilbereich des Bebauungsplans
Nr. 641 - Marktstraße / Helmholtzstraße /
Mülheimer Straße - vom 15.07.2016

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 04.07.2016
folgende Satzung beschlossen:

Satzung
über die Veränderungssperre Nr. 159 vom
15.07.2016

Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 14 Abs. 1 und
16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fas-
sung vom 23.09.2004 (BGBI. I, S. 2414), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015
(BGBl. I, S. 1722), in Verbindung mit § 7 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV.NRW.2015,
S. 496), in seiner Sitzung am 04.07.2016 folgende
Satzung beschlossen:

§ 1

Es wird eine Veränderungssperre beschlossen.

Der Bereich der Veränderungssperre ist im Plan des
Bereichs 5-1 - Stadtplanung - vom 11.05.2016 umrandet
dargestellt und als Anlage dieser Satzung beigefügt.

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre
Nr. 159 liegt in der Gemarkung Oberhausen, Flur 31, und
umfasst das Flurstück Nr. 644.

§ 2

Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre
(§ 1) dürfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-
führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;
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2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Verän-
derungen von Grundstücken und baulichen Anlagen,
deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustim-
mungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenom-
men werden.

§ 3

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungs-
sperre baurechtlich genehmigt worden sind, Unterhal-
tungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeüb-
ten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht
berührt.

§ 4

Diese Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung
in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald und soweit für ihren
Geltungsbereich (§ 1) ein Bebauungsplan rechtskräftig
wird, spätestens jedoch am 20.08.2017. Gemäß § 17
Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde der Zeitraum der Zurück-
stellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB (12
Monate) angerechnet.

Die Veränderungssperre Nr. 159 liegt vom Tage der Ver-
öffentlichung dieser Bekanntmachung an im Technischen
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss,
Zimmer Nr. A 004, während der nachstehend genannten
Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.

Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr
Freitag: 08:00 - 12:30 Uhr

Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Auskunft
erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung

Die vom Rat der Stadt am 04.07.2016 beschlossene

Satzung über die Veränderungssperre Nr. 159, ausgefer-
tigt durch den Oberbürgermeister am 15.07.2016, wird
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die Satzung über die
Veränderungssperre Nr. 159 tritt gemäß § 16 Abs. 2 i.V.
mit § 10 Abs. 3 BauGB mit dem Tage der Bekannt-
machung in Kraft.

Hinweise

1. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes hin-
gewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt
Oberhausen unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach §
214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.

2. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 25.06.2015 (GV.NRW.2015, S. 496), können
Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften
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gegen diese Satzung / sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

3. § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie folgt:

„Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre
über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zu-
rückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 hin-
aus, so ist den Betroffenen für dadurch entstandene
Vermögensnachteile eine angemessene Entschädi-
gung in Geld zu leisten."

Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf hin-
gewiesen, dass der Entschädigungsberechtigte Ent-
schädigung verlangen kann, wenn die in § 18 Abs. 1
Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei der Stadt Ober-
hausen beantragt.

III.Bestätigung gemäß § 2 Abs. 3 Bekannt-
machungsverordnung (BekanntmVO) 

Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Dokuments
der Satzung über die Veränderungssperre Nr. 159 stimmt
mit dem Ratsbeschluss vom 04.07.2016 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
BekanntmVO vom 26.08.1999 (GV.NRW. S. 516 / SGV.
NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verordnung vom
05.11.2015 (GV.NRW. S. 739), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 15.07.2016

Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt
Oberhausen

Widmung einer Straße

Die Stadt Oberhausen widmet gemäß § 6 des Straßen-
und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen
(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.1995 mit Wirkung vom Tage der ortsüblichen Be-
kanntmachung folgende Straße für den öffentlichen Ver-
kehr als Gemeindestraße:

Straße Holtener Mühlenweg
(Gemarkung Holten, Flur 1, Flurstück 3298)

Die gesamte zu widmende Fläche ist in dem beigefügten
Lageplan als Anlage zur Widmungsverfügung rautiert
dargestellt. 

Rechtsmittelbelehrung

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle beim Verwaltungs-
gericht Düsseldorf, Bastionstrasse 39, 40213 Düsseldorf,
Klage erhoben werden.

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maß-
gabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanz-
gerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (Elektronische
Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs- und Finanz-
gerichte - ERVVO VG/FG) vom 7. November 2012
(GV.NRW. S.548) erhoben werden.

Hinweis:

Wird die Klage schriftlich erhoben, so soll ihr je eine Ab-
schrift für den Beklagten, den Vertreter des öffentlichen
Interesses und sonstige Beteiligte beigefügt werden.

Wird die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen
Bevollmächtigten versäumt, so gilt dessen Verschulden
als Ihr eigenes Verschulden.

Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das dem
Klageverfahren bislang vorgeschaltete Widerspruchsver-
fahren abgeschafft worden. Entsprechend der oben ste-
henden Rechtsmittelbelehrung kann gegen diesen Be-
scheid also direkt Klage erhoben werden.

Zur Vermeidung unnötiger Kosten besteht jedoch unab-
hängig hiervon die Möglichkeit, sich vor etwaiger Er-
hebung einer Klage kurzfristig zunächst mit der zuständi-
gen Dienststelle, Fachbereich 5-6-50 in Zimmer A 227
des Technischen Rathauses Sterkrade, Bahnhofstraße
66, 46042 Oberhausen, während der Dienststunden,
Montag bis Donnerstag 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, 13:30
Uhr bis 15:00 Uhr und Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00
Uhr in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so
etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage
behoben und kann die Widmungsverfügung gegebenen-
falls, insbesondere hinsichtlich etwaiger offensichtlicher
Unrichtigkeiten, korrigiert werden, so dass es einer
Klageerhebung nicht mehr bedarf.

Die Notwendigkeit der Klageerhebung zur Vermeidung
des Eintritts der Bestandskraft dieser Widmungsver-
fügung wird durch einen außergerichtlichen Klärungsver-
such allerdings nicht berührt. Die Klagefrist von einem
Monat wird hierdurch nicht verlängert.

Oberhausen, 18.07.2016

Stadt Oberhausen
Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Motschull
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Öffentliche Bekanntmachung der Stadt
Oberhausen

Widmung von Straßen

Die Stadt Oberhausen widmet gemäß § 6 des Straßen-
und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen
(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.1995 mit Wirkung vom Tage der ortsüblichen Be-
kanntmachung folgende Straßen für den öffentlichen Ver-
kehr als Gemeindestraße:

Dienststraße zwischen Kolkmannstraße und König-
straße
(Gemarkung Holten, Flur 5, Flurstück 3368, 1729, 3238,
2390 und 2107 jeweils teilweise)

Die gesamte zu widmende Fläche ist in dem beigefügten
Lageplan als Anlage zur Widmungsverfügung rautiert
dargestellt. 

Rechtsmittelbelehrung

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle beim Verwaltungs-
gericht Düsseldorf, Bastionstrasse 39, 40213 Düsseldorf,
Klage erhoben werden.

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maß-
gabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanz-
gerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (Elektronische
Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs- und Finanz-
gerichte - ERVVO VG/FG) vom 7. November 2012
(GV.NRW. S.548) erhoben werden.

Hinweis:

Wird die Klage schriftlich erhoben, so soll ihr je eine Ab-
schrift für den Beklagten, den Vertreter des öffentlichen
Interesses und sonstige Beteiligte beigefügt werden.

Wird die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen
Bevollmächtigten versäumt, so gilt dessen Verschulden
als Ihr eigenes Verschulden.

Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das dem
Klageverfahren bislang vorgeschaltete Widerspruchs-
verfahren abgeschafft worden. Entsprechend der oben
stehenden Rechtsmittelbelehrung kann gegen diesen
Bescheid also direkt Klage erhoben werden.

Zur Vermeidung unnötiger Kosten besteht jedoch unab-
hängig hiervon die Möglichkeit, sich vor etwaiger Er-
hebung einer Klage kurzfristig zunächst mit der zuständi-
gen Dienststelle, Fachbereich 5-6-50 in Zimmer A 227
des Technischen Rathauses Sterkrade, Bahnhofstraße
66, 46042 Oberhausen, während der Dienststunden,
Montag bis Donnerstag 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, 13:30
Uhr bis 15:00 Uhr und Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00
Uhr in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so
etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage
behoben und kann die Widmungsverfügung gegebenen-
falls, insbesondere hinsichtlich etwaiger offensichtlicher
Unrichtigkeiten, korrigiert werden, so dass es einer
Klageerhebung nicht mehr bedarf.

Die Notwendigkeit der Klageerhebung zur Vermeidung
des Eintritts der Bestandskraft dieser Widmungsver-
fügung wird durch einen außergerichtlichen Klärungs-

versuch allerdings nicht berührt. Die Klagefrist von einem
Monat wird hierdurch nicht verlängert.

Oberhausen, 19.07.2016

Stadt Oberhausen
Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Motschull
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Die WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen
GmbH, Kanäle und Straßen, 46049 Ober-
hausen, Buschhausener Straße 149, Tele-
fon 0208 8578-321, Telefax 0208 8578-322,
schreibt hiermit nach VOB/A öffentlich
aus:

Maßnahme:
Kanalsanierung Emmericher Straße, Möhnestraße,
Stubbenbaum

Leistung:
ca.   10 m Steinzeugrohrkanal DN 300 erneuern
ca.   32 m Kanalüberleitung
ca.   90 m² Verbauarbeiten -Gestufter innerstädti-

scher Linearverbau mit Dielenkammer-
elementen-

ca.     4,5 m maximale Aushubtiefe
ca.   10 m Sickerleitung herstellen
ca.   25 m² Frostschutzschicht aus Kalksteinschot-

ter 0/45 liefern und einbauen
ca.   25 m² Schottertragschicht aus Kalksteinschot-

ter 0/45 liefern und einbauen
ca.   25 m² Asphalttragschicht liefern und einbauen
ca.   25 m² Asphaltdeckschicht liefern und einbauen

3 Pau. Wasserhaltung DN 300
ca. 418 m Leitung DN 300 reinigen / TV-Unter-

suchung
ca. 410 m Liner DN 300 herstellen
ca.   60 Stück Hausanschlüsse überleiten / nach

Linereinbau öffnen
ca. 270 m Überleiten von Regenfallrohren
ca.   11 Stück Einragende Stutzen vor Linereinbau zu-

rückfräsen
ca.   53 Stück Hutprofile einbauen
ca.     4 Stück Anbindung seitlicher Zuläufe mittels

Verpresstechnik vom Hauptkanal aus
ca.   18 Stück Schachtanbindung herstellen

Bauzeit:
Anfang 42. KW 2016 - Ende 48. KW 2016

Zuschlagsfrist:
14.10.2016

Die Angebotsunterlagen können ab 15.08.2016 bis
26.08.2016 nur schriftlich bei der ausschreibenden o. g.
Stelle unter Beifügung eines Verrechnungsschecks oder
einer beglaubigten Einzahlungsquittung mit Angabe des
Projektes angefordert werden.

Maßnahme:
Kanalsanierung Emmericher Straße, Möhnestraße,
Stubbenbaum

Stadtsparkasse Oberhausen
IBAN: DE67 3655 0000 0000 1732 60, 
Swift-BIC: WELADED10BH
Zusammenfassung von mehreren Objekten ist nicht zu-
lässig.

Kostenbeitrag:
40,00 € Bruttobetrag einschl. gesetzlicher Mehrwert-
steuer und Portokosten

Der Betrag wird nicht erstattet.

Die Ausgabe der Angebotsunterlagen erfolgt nur an sol-
che Firmen oder Bietergemeinschaften, die nachweislich
in den letzten Jahren Leistungen gleicher oder ähnlicher
Art ausgeführt haben und in der Lage sind, die geforder-
ten Fristen einzuhalten. Ein entsprechender Nachweis ist
auf Anforderung zu erbringen.

Auskünfte erteilt:
Herr Schroer
WBO GmbH, Kanäle und Straßen 
Tel. 0208 8578-340

Die Angebote sind zu richten an die
Submissionsstelle der WBO Wirtschaftsbetriebe Ober-
hausen GmbH, Kanäle und Straßen, 46049 Oberhausen,
Buschhausener Straße 149, Erdgeschoss rechts,
Zimmer 011.

Eröffnungstermin am 15.09.2016, um 10:00 Uhr
Teilnehmerkreis gem. VOB/A - § 14 / 1

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Bestimm-
ungen der VOB können sich Bieter an die Bezirksregier-
ung Düsseldorf, Postfach 30 08 65, 40408 Düsseldorf,
wenden.


